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Landkreis: Heilbronn 
Gemeinde: Nordheim 
Gemarkung: Nordheim 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. 
§ 12 BauGB und örtliche Bauvorschriften

Wohnen am Auerberg 
Aufstellung im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB 

Maßstab 1 : 500  ENTWURF 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster gefertigt und nach einem Bebauungsvorschlag des 
Vorhabenträgers Böhringer Creativbau GmbH, Heilbronn, zum Bebauungsplan 
ausgearbeitet.  

Projektnummer: 3 2019 0548 

Untergruppenbach, den 06.07.2020/24.02.2021 

Verfahrenshinweise für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 
(§ 74 LBO) 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1), § 13a BauGB) am 24.04.2020 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschl. (§ 2 (1) BauGB) am  09.07.2020 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 (1) BauGB)  vom  20.07.2020 bis 21.08.2020 

Auslegungsbeschluss (§ 3 (2) BauGB) am 26.03.2021 

Ortsübliche Bekanntmachung der Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  01.04.2021 

Auslegung (§ 3 (2) BauGB)  vom  12.04.2021 bis 14.05.2021 

Satzungsbeschluss des Bebauungsplans (§ 10 (1) BauGB) und 

der örtlichen Bauvorschriften (§ 74 (1) i. V. mit § 74 (7) LBO) am ......................  

Ausgefertigt: Nordheim, den ............................  

………………………… 
Schiek, Bürgermeister 

Ortsübliche Bekanntmachung des Bebauungsplans und der örtlichen 
Bauvorschriften, Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB) am ......................  

Zur Beurkundung: 

………………………… 
Schiek, Bürgermeister 

Bereitstellungsdatum: 12.04.2021
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Textteil für den Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften 

Rechtsgrundlagen: §§ 2, 9, 10, 12 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) und § 4 Gemeindeordnung 
für Baden-Württemberg in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 
582, ber. S. 698), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Mai 2020 (GBl. S. 259) in 
Verbindung mit § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 
vom 5. März 2010 (GBl. S. 357), mehrfach geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 
313). Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786). 

Aufhebungen: Sämtliche innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs bisher bestehenden 
örtlichen planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sowie frühere örtliche 
baupolizeiliche Vorschriften werden aufgehoben. 

Festsetzungen: In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:  

1. Bebauungsplan „Wohnen am Auerberg“ 
Planungsrechtliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 15 BauNVO) 

Zulässig ist eine Wohnanlage bestehend aus 7 Mehrfamilienhäusern und zwei 
Doppelhäusern, sowie unterirdischen und oberirdischen Stellplätzen. 

Maßgeblich ist der Vorhaben- und Erschließungsplan vom 24.02.2021 des Vorhabenträgers 
Böhringer Creativbau GmbH, Heilbronn (vgl. Anlage 2 der Begründung). Der Vorhaben- und 
Erschließungsplan ist Bestandteil des Bebauungsplans (§ 12 (3) BauGB). 

Für das Plangebiet sind Immissionswerte entsprechend eines Mischgebiets (MI) gem. § 6 
BauNVO maßgeblich. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO) 

Siehe Einschrieb im Plan. 

a) Grundflächenzahl (GRZ) (§ 19 BauNVO) 
Mit wasserdurchlässigem Material befestigte Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sind bei 
der Ermittlung der zulässigen Grundfläche nicht mitzurechnen (§ 19 (4) Satz 3 BauNVO). 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Nr. 2 und 3 
BauNVO bezeichneten Anlagen (Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, bauliche 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche) bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 
überschritten werden (§ 19 Abs. 4 Satz 2 und 3 BauNVO). 

b) Höhe baulicher Anlagen 
Die maximale Gebäudehöhe (HGP) ist im Bebauungsplan in m über der maximal 
zulässigen Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) festgesetzt. Der HGP wird über den 
höchsten Punkt des Dachs (Attika) definiert. Technisch notwendige Einzelbauteile 
(Lüftungen, Kamine, Aufzugsschächte, etc.) sind davon ausgenommen. 
Unterschreitungen sind zulässig. 

1.3 Abweichende Maße der Tiefe der Abstandsflächen (§ 9 (1) Nr. 2a BauGB) 

Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,2 der Wandhöhe. Sie darf jedoch 2,5m, bei Wänden 
mit bis 5m Breite 2m nicht unterschreiten. 

1.4 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB, §§ 16 u. 18 BauNVO) 

Die Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) der Hauptgebäude ist im Bebauungsplan als 
Normalnullhöhe (m üNN) als Höchstmaß festgesetzt. Unterschreitungen sind zulässig. 
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1.5 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Offen, zugelassen sind Einzel- und Doppelhäuser bis zu einer Länge von 50 m (o). 

1.6 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 23 BauNVO) 

a) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 

b) Ausnahmen gemäß § 23 (3) Satz 3 BauNVO  
Die festgesetzten Baugrenzen können mit untergeordneten Bauteilen, Eingangs- und 
Terrassenüberdachungen sowie Vorbauten bis 5 m Breite um bis zu 1,5 m überschritten 
werden. Der Abstand zur öffentlichen Fläche muss mindestens 2 m betragen. 

1.7 Nebenanlagen, Tiefgaragen, Garagen und überdachte Stellplätze; Stellplätze (§ 9 
(1) Nr. 4 BauGB, §§ 12, 14 und § 23 (5) BauNVO) 

a) Tiefgaragen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür 
vorgesehenen Flächen (TGa) zulässig. 

b) Offene Stellplätze und überdachte Stellplätze (Carports) sind nur innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen und auf den dafür vorgesehenen Flächen (St) 
zulässig. Festsetzung 1.8 a) ist zu beachten. 

c) Als Nebenanlage zu beurteilende Nebengebäude sind nur bis zu einer Größe von 
maximal 25 m³ auf der unüberbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Der Abstand zur 
öffentlichen Fläche muss mindestens 1 m betragen. Ausgenommen sind 
Versorgungsanlagen 

1.8 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

a) Die Befestigung von Stellplätzen und Zufahrten darf nur wasserdurchlässig erfolgen 
(Rasensteine, Rasenpflaster, Drainpflaster oder ähnliches). Wasserundurchlässiges 
Pflastermaterial ohne wasserdurchlässige Abstandsfuge ist unzulässig. 

b) Zur Vermeidung anlagebedingter Bodenbeeinträchtigungen ist bei allen Baumaßnahmen 
der Oberboden nach Zwischenlagerung der Wiederverwendung zuzuführen. 

c) Flachdächer müssen zu mindestens 80% der Dachfläche dauerhaft und fachgerecht mit 
bodendeckenden Pflanzen extensiv begrünt werden - ausgenommen technische 
Dachaufbauten und Lichtkuppeln. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von 
Solarenergie sind zulässig. 

d) Zur Minimierung baubedingter Bodenverdichtungen sind die verdichteten Bereiche nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wirkungsvoll zu lockern. 

e) Zur Schonung nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung insektenfreundliche 
und abstrahlungsarme Leuchtmittel nach dem neuesten Stand der Technik zu verwenden. 

f) Bei der Verwendung von Metall als Baustoff (Blei, Kupfer, Zink und deren Legierungen) ist 
verwitterungsfeste Beschichtung zwingend. 

g) Mutterboden, der bei den Baumaßnahmen anfällt, ist gesondert von tieferen 
Bodenschichten abzuheben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem, biologisch-aktivem 
Zustand zu erhalten und zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe 
§ 202 BauGB). Notwendige Bodenarbeiten sind schonend und unter sorgfältiger 
Trennung von Mutterboden und Unterboden durchzuführen. Bodenverdichtungen sind 
grundsätzlich zu vermeiden. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der 
Bautätigkeit aufzulockern. Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der 
Bodenfunktionen nach § 1 BBodSchG gewährleisten. 

h) Um einen Verbotstatbestand nach § 44 (1) Abs. 1 sowie Abs. 3 BNatSchG zu vermeiden, 
darf der Abriss bestehender Gebäude nur außerhalb der Hauptaktivitätsperiode der 
Fledermäuse im Zeitraum vom 01. November bis 01. Februar erfolgen. 
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1.9 Pflanzzwang (§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB) 

Pflanzzwang - Einzelbäume (PZ/E): An den im Plan durch Planzeichen festgesetzten Stellen 
sind heimische, standortgerechte und hochstämmige Laub- oder Obstbäume zu pflanzen 
und dauernd zu unterhalten. Die örtliche Lage im Lageplan ist nicht bindend. 

(Artenempfehlung siehe Gehölzliste des Landkreises Heilbronn: Anhang der Begründung 
oder unter www.landkreis-heilbronn.de/natur-und-artenschutz.843.htm). 

 

Hinweise: 

a) Wer Sachen, Sachgesamtheiten oder Teile von Sachen entdeckt, von denen 
anzunehmen ist, dass an ihrer Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder 
heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Interesse besteht, hat dies unverzüglich 
einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem 
Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der 
Frist einverstanden ist. Diese Verpflichtung besteht nicht, wenn damit unverhältnismäßig 
hohe Kosten oder Nachteile verbunden sind und die Denkmalschutzbehörde es ablehnt, 
hierfür Ersatz zu leisten (§ 20 (1) Denkmalschutzgesetz). 

b) Grundwasserableitungen - auch über das öffentliche Abwassernetz - sind unzulässig. 
Grundwassererschließungen sind der Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
Beabsichtigte Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffs in den Untergrund 
mit Grundwasserfreilegungen gerechnet werden muss, sind rechtzeitig vor deren 
Ausführung anzuzeigen. Wird im Zuge von Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser 
erschlossen, so sind die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich 
einzustellen und das Landratsamt als untere Wasserbehörde zu benachrichtigen (§ 43 (1) 
und (6) WG). 

c) Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 126 (1) und (2) BauGB die 
Eigentümer von an öffentliche Verkehrsflächen angrenzenden Grundstücken das 
Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen für Beleuchtungskörper der 
Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungskörper und des Zubehörs sowie 
Kennzeichen und Hinweisschildern für Erschließungsanlagen auf ihrem Grundstück zu 
dulden haben. 

d) Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper). Diese werden 
von Holozänen Abschwemmmassen mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überdeckt. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit 
Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, 
ist zu rechnen. 

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 
(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der 
Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, 
Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
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e) Im Fall von anstehenden Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper), ist im Bereich 
des Planungsvorhabens mit zementangreifendem Grundwasser aufgrund sulfathaltiger 
Gesteine zu rechnen. 

f) Auf die gesetzliche Rodungsfrist gem. § 39 (5) BNatSchG außerhalb der Zeit vom 01. 
März bis zum 30. September wird hingewiesen. 

g) Es wird empfohlen, bei Vorlage der Planung für die Gebäude die auszugehende Gefahr 
für Vögel bei Einsatz von Glas und Glaselementen durch eine fachkundige Person 
(Ornithologe) zu überprüfen. Zur Entschärfung von absehbaren Konflikten, z. B. beim 
Einbau von Glas in Ecksituationen oder aufgrund des Einbaus stark spiegelnder Gläser 
wird empfohlen bei größeren Glasflächen ab zwei Quadratmetern Vogelschutzglas der 
Kategorie A zu verwenden. 

h) Durch die umgebenden landwirtschaftlichen Flächen können auch bei ordnungsgemäßer 
Bewirtschaftung Emissionen wie z.B. Stäube, Geruch, Lärm und 
Pflanzenschutzmittelabdrift im Sinne des § 906 BGB nicht ausgeschlossen werden und 
sind hinzunehmen. 

i) Da die Eingriffsfläche größer als 5000 m² ist, wird nach DIN 19639 empfohlen, für die 
geplanten Baumaßnahmen eine bodenkundliche Baubegleitung zu bestellen. Auf diese 
Weise wird ein fachgerechter Umgang mit den Böden sichergestellt, die Eingriffe in diese 
minimiert und der Erfolg eingriffskompensierender Maßnahmen gewährleistet. 

j) Auf die mit Wirkung vom 31.07.2020 geltende Änderung des Naturschutzgesetzes 
(NatSchG) wird hingewiesen. Der ergänzte § 21a Landesnaturschutzgesetzes stellt klar, 
dass Schotterungen zur Gestaltung von privaten Gärten grundsätzlich keine andere 
zulässige Verwendung im Sinne des § 9 (1) S. 1 Landesbauordnung (LBO) ist. Nach § 9 
(1) S. 1 LBO müssen „die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke […] 
Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung 
benötigt werden.“ Somit dürfen seit 31.07.2020 keine Schottergärten mehr errichtet 
werden. 

k) Es wird empfohlen, dass Einfriedungen wie Zäune und Sichtschutzwände zur 
Durchlässigkeit von Kleintieren mit einen Bodenabstand (Abstand zwischen Unterkante 
Einfriedung und Erdreich) von 0,15 m auszuführen (Durchschlupf). 

l) Schutzbedürftige Aufenthaltsräume sind ausreichend gegen Außenlärm zu schützen. Der 
erforderliche passive Schallschutz (erforderliche Luftschalldämmung von Außenbauteilen 
gegen Außenlärm) ist gemäß DIN 4109 zu bemessen. Der Nachweis ist im Rahmen des 
baurechtlichen Genehmigungsverfahrens zu erbringen und richtet sich nach den 
rechtlichen Anforderungen zum Zeitpunkt der zur Genehmigung gültigen Fassung der DIN 
4109. 
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2. Örtliche Bauvorschriften 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplans „Wohnen am Auerberg“: 

2.1 Äußere Gestaltung (§ 74 (1) Nr. 1 LBO) 

a) Dachform der Hauptgebäude: siehe Planeintrag. Flachdächer sind entsprechend 
Festsetzung 1.8 c) mit extensiver Begrünung zu versehen. 

b) Farbgebung der Dächer: Grell wirkende und leuchtende Farben sowie glänzende, 
reflektierende Materialien sind unzulässig. 

 Ausgenommen sind Dachflächen mit Anlagen zur Energieumwandlung. 

 Begrünte Dächer ohne Farbfestsetzung. 

c) Farbgebung der Außenfassaden: Leuchtende oder reflektierende Farben bzw. Materialien 
sind unzulässig. Parabolantennen sind farblich ihrem Hintergrund anzugleichen. 

2.2 Antennenanlagen (§ 74 (1) Nr. 4 LBO) 

Je Gebäude ist nur eine Außenantenne zulässig. Sofern der Anschluss an eine 
Gemeinschaftsantenne möglich ist, sind Außenantennen unzulässig. 

2.3 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) Nr. 5 LBO) 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bundesrechtliche Vorschriften bleiben 
unberührt. 

2.4 Erhöhung der Zahl der Stellplätze (§ 74 (2) Nr. 2 LBO) 

Die Stellplatzverpflichtung (§ 37 (1) LBO) wird für Wohnungen in den Bereichen B und C auf 
1,5 Stellplätze je Wohneinheit und im Bereich D auf 2,0 Stellplätze je Wohneinheit erhöht. 
Bei der Entstehung von Bruchzahlen ist aufzurunden. 

2.5 Anlagen zum Sammeln, Verwenden oder Versickern von Niederschlagswasser (§ 
74 Abs. 3, Nr. 2 LBO) 

Niederschlagswasser von Dächern und befestigten Flächen ist getrennt vom häuslichen 
Abwasser zu erfassen und in Retentionszisternen einzuleiten. Hierbei ist DIN 1988 zu 
beachten sowie die Vorgaben der Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr 
über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999. Für das 
Grundstück ist eine Retentionszisterne mit einem Rückhaltevolumen von 5 cbm und 
gedrosseltem Abfluss (max. 10l/s pro ha) vorzusehen. 
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